
     
   

 

 

 
 
 
 

Situation an der Grenze zwischen der EU und Belarus: Weckruf für eine humane EU-
Asylpolitik  

 
Dringlichkeitserklärung des EGÖD-Exekutivausschusses,  24.–25. November 2021 

 

Der EGÖD-Exekutivausschuss ist zutiefst besorgt über die Gewalt an der Grenze zwischen 

Belarus und dem EU-Mitgliedsland Polen. Tausende von Menschen, die vor Krieg und 
Gewalt fliehen, sind in der eisigen Kälte gestrandet. Berichten zufolge sind mindestens 12 
Menschen gestorben, darunter auch ein einjähriges Kind. 

Wir verurteilen erneut Lukaschenkos diktatorisches Regimei und bleiben vereint in  unserer 
Solidarität mit unabhängigen Gewerkschaften und Menschenrechtsorganisationen in 
Belarus.  

Es besteht die Gefahr, dass die verachtenswerte Benutzung von Vertriebenen als Pfand für 
die Durchsetzung geopolitischer Ziele zu einem Muster wird, wie wir dies bereits in letzter 
Zeit an den Grenzen zwischen Griechenland und der Türkei und zwischen Marokko und 
Spanien erlebt haben. 

Diese Situationen wurden nur deshalb möglich, weil die EU bereit ist, jeden Preis zu zahlen, 
um Asylsuchende von ihrem Territorium fernzuhalten, und die Aufgabe der Grenzsicherung 

repressiven Regimes wie der Türkei oder Libyen überträgt. 

Eine von Menschenrechten und Solidarität geleitete EU-Asylpolitik fehlt. Dazu kommt eine 
vom Staat unterstützte brutale Vorgehensweise gegen Asylsuchende. Beides ist zum 
schwächsten Punkt der EU geworden und ein Makel, den autoritäre Regimes für sich nutzen 
können. 

Ungeachtet der besonderen geopolitischen Lage von Belarus und seinen Verbündeten muss 
unsere unmittelbare Antwort auf diese Situation jetzt darin bestehen, das menschliche Leid 
und die Verletzung der  Menschenrechte und des Rechts auf Asyl zu beenden. 

Wir fordern die polnische Regierung auf, die Eskalation der Gewalt gegen Menschen zu 
beenden, die versuchen, in die EU zu gelangen. Wir fordern ebenfalls, dass 
Menschenrechtsgruppen und Journalist/-innen der Zugang zur Grenzregion gewährt wird, 
wie dies von der Menschenrechtskommissarin des Europarates, Dunja Mijatović, gefordert 

wird, und dass auf Gewalt gegen Flüchtende verzichtet wird, da dies auch die Sicherheit der 
Grenzschützer/-innen gefährdet.  

Wir fordern die polnische Regierung auf, Neuankömmlingen internationalen Schutz zu 
gewähren. Darüber hinaus muss die EU sofort handeln und einen sicheren humanitären 
Korridor einrichten. 
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Wir sprechen den Menschen unsere Anerkennung aus, die den Asylsuchenden Schutz 
geben und sie mit Nahrungsmitteln versorgen. 

Wir erinnern unsere Mitglieder, die den eingesetzten Sicherheitskräften angehören, daran, 
dass sie nach EU-Recht die Möglichkeit haben, die Arbeit zu verweigern, wenn sie einer 
unmittelbaren und ernsten Gefahr ausgesetzt werden. Diese Einsatzkräfte müssen sich 
standhaft weigern, Gewalt gegen Menschen anzuwenden, die lediglich ein besseres Leben 
für sich wollen. 

Die Politik der Abriegelung, illegale Pushbacks und die Entmenschlichung der Flüchtenden 
führen zu Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und einer falsch wahrgenommenen angeblichen 
Bedrohungs- und Gefahrenlage.  

Wir fordern die Kommission auf, in ihrer für den 24. November geplanten Antwort die 
Situation an der Grenze zwischen Belarus und der EU als Weckruf für eine Solidarität der EU 
anzusehen, die auf gemeinsamen menschenwürdigen Aufnahmebedingungen und einer 
fairen Verteilung der Asylsuchenden auf die EU-Mitgliedstaaten beruht. 

Dies ist die einzige Möglichkeit, für Stabilität und Berechenbarkeit sowie für mehr 
Investitionen in Rettung, Aufnahme und  Asylbehörden zu sorgen, denn hier berichten 
unsere Mitglieder seit langem über schwierige Arbeitsbedingungen. 

Die Situation in Polen zeigt, dass die Asylfrage nicht den einzelnen Mitgliedstaaten 
überlassen werden kann, die eine gemeinsam Grenze mit Drittländern haben. Es handelt 

sich um eine europäische Angelegenheit, die europäische Lösungen erfordert. Diese 
müssen in enger Zusammenarbeit mit örtlichen Behörden, Bürger/-innen, 
Migrantenhilfsgruppen und Gewerkschaften ausgearbeitet werden. 

Wir fordern unsere Mitglieder auf dem europäischen Kontinent auf, ihre Initiativen im 
Rahmen des  UE  Care-Netzwerks zu verstärken und Kampagnen für eine humane, 
solidaritätsgeleitete Migrations- und Asylpolitik durchzuführen. 

Weitere Informationen über die Forderungen des EGÖD nach einer menschlichen Asylpolitik 
hier 

EGB-Erklärung zur Situation an der Grenze zwischen Belarus und der EU, angenommen 
vom Lenkungsausschuss am 23.11.2021, siehe hier. 

Rede der Menschenrechtskommissarin des Europarates, Dunja Mijatović, am 19.11.21 nach 
einer viertägigen Informationsreise nach  Polen, siehe hier 

 

 
https://www.epsu.org/article/belarus-rigged-elections-police-violence-and-thousands-detained  

https://www.epsu.org/sites/default/files/article/files/UeCare%20Statement%20-%20EN.pdf
https://www.epsu.org/search?f%5b0%5d=policies:50
https://www.epsu.org/system/files/articles/files/Annex%201%20to%20point%203%20-%20EN%20-%20ETUC%20draft%20statement%20on%20Belarus-EU%20borders.pdf
https://www.coe.int/en/web/commissioner/-/commissioner-calls-for-immediate-access-of-international-and-national-human-rights-actors-and-media-to-poland-s-border-with-belarus-in-order-to-end-hu
https://www.epsu.org/article/belarus-rigged-elections-police-violence-and-thousands-detained

